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Unsere Energie-Initiative zurückziehen?
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Auf dem Sekretariat wird auf Anfang Juli
eine Stelle frei .
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Wie bekämpft man Littering, wildes Plakatie-
ren, Pöbeleien von Alkoholisierten? Indem
die Behörden schnell und prompt reagieren?
Einverstanden . Die Luzerner Regierung
schlägt dies in einem Gesetzespaket vor. Im
Paket enthalten ist aber auch der Wegwei-
sungsartikel, der es erlaubt, unerwünschte
Personen, die die öffentliche Sicherheit und
Ordnung gefährden oder stören könnten,
wegzuweisen .
Die St. Galler und St. Gallerinnen haben be-
reits Erfahrung mit der Wegweisung. Es hat
sich gezeigt, dass randständige Einzelpersonen
weggewiesen werden, die nicht dem Ideal des
tüchtigen Bürgers entsprechen . Wir Grünen
wollten, dass im Kantonsrat der umstrittene
Gesetzesartikel als eigene Vorlage behandelt
würde statt «im Päckli» mit den unumstritte-
nen Massnahmen gegen Littering. Leider
haben es CVP und FDP versäumt, die Vorlage
der Regierung zu korrigieren . Es bleibt beim
«Päckli», und damit wurde auch hier der
Willkür die Türe weit geöffnet.

E d i to ri al

Kein Freipass für Wil l kür

Auf das für uns Grüne erfolgreiche Wahl-
j ahr 200 7 folgt das Wahlj ahr 200 8 . Unsere
Leute in Emmen, Horw (L2O) , Kriens und
Sursee sind gut unterwegs und setzen sich mit
Schwung für grüne und soziale Anliegen ein .

Wir wünschen ihnen viel Erfolg !
Während uns Grünen gute Ideen Energie
für unser Engagement geben, mobilisiert
sich die SVP vor allem durch politische Nie-
derlagen . Das zeigt sich bei der Initiative
«HarmoS ist nicht harmlos», aber auch
ganz besonders bei ihrer eidgenössischen
Initiative zum Thema Einbürgerung, über
die wir am 1 . Juni abstimmen . Trotz Bun-
desgerichtsentscheid, trotz positiver Erfah-
rungen mit den bestehenden Einbürge-
rungskommissionen, die in der Regel faire

und begründete Entscheide fällen, will die
SVP das Rad der Zeit zurückdrehen : Sie will
beispielsweise Entscheide an der Urne wieder
zulassen und gleichzeitig die Möglichkeit aus-
schliessen, solche Entscheide anzufechten .
Bei Annahme der Initiative wäre der Willkür
wieder Tür und Tor geöffnet − das darf nicht
sein .

Rosa Rumi, Co-Präsidentin Grüne Luzern, Alberswil
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nur vier Frauen für eine Einwohnerratskandi-
datur überzeugt werden, dafür kandidieren
für die Bürgerrechtskommission vier Frauen .

Vorstösse e i n g ere i ch t

Im Einwohnerrat haben wir drei Vorstoss-
pakete eingereicht:
– In der Bauordnung fordern wir für alle

Neubauten Minergie-P-Standard und
Warmwasseraufbereitung mit Sonnen-
energie sowie einen ressourcenoptimier-
ten Betrieb in der Verwaltung.

– Im Bereich Gesellschaft wurden Vorstösse
zu den Themen Gender, interkultureller
Beirat und Demokratie eingereicht.

– In der Verkehrspolitik fordern wir den
Viertelstundentakt für alle öffentlichen
Verkehrsmittel, freie Fahrt für die Busse
und eine Verbesserung des Velowegnetzes .

Ko m mu n alwah l e n i n E m m e n

E mmen an die Sonne

Mit dem Slogan «Emmen an die Sonne»
fordern wir Grüne ein Umdenken in der
Gemeinde im Bereich Bau, Gesellschaft und
Verkehr. Jetzt müssen endlich Massnahmen
gegen den Klimawandel ergriffen werden.
«Emmen an die Sonne» startete bei den
Nationalratswahlen, um die Kandidatur von
Luzius Hafen zu unterstützen . Mit einem Falt-
blatt über Emmer Unternehmen, die alterna-
tive Energiequellen nutzen, installieren und
produzieren, haben wir alle Haushaltungen
in der Gemeinde bedient.
Mit dem Slogan steigen wir nun auch in den
kommunalen Wahlkampf ein . Das Ziel ist es,
im Einwohnerrat einen vierten Sitz zu errei-
chen . In Emmen ist mit einer linken Vertre-
tung von heute 22, 5 % doch noch einiges er-
reichbar. Auf der Einwohnerratsliste werden
1 3 Kandidierende kumuliert, davon sind sie-
ben j ünger als dreissig Jahre . Leider konnten

Monique Frey, Einwohnerrätin und Gemeinderatskandidatin Grüne, Emmen

Wir haben eine neue Website www.gruene-
emmen. ch, auf der wei tere Informa tionen zu
den Vorstössen u nd zu u nserem Wah lfest vom
20. April nachzu lesen sind.

Vorderste Reihe: Judith Hu ber, Illya Arnet-Clark, Marie- Theres Kappeler,
Monique Frey, Carla Gross. Mittlere Reihe: Arnold Wyrsch,

Ursu la Hildebrand, Luzius Hafen, Judith Bannwart, Roger Thrier,
Rita Pasqua le Herger. Hin tere Reihe: Peter Barmet, Andreas Kappeler,

Jonas Aebi, Micha Vollmeier, Timo Krebs, (es feh lt Daniel Egli) .

I n E m m en ka n d i d i e ren
fü r d e n Gem ei n d e - u n d E i n woh n e rra t:

Monique Frey, 1965 , Dr. Agronomin ETH

fü r d e n E i n woh n e rra t:

Andreas Kappeler 1983, bisher, Student
Volkswirtschaft und Politologie

Luzius Hafen 1964, bisher, Rechtsanwalt
Illya Arnet-Clark, 1967, M . Ed. , Mutter,

Lehrerin, Sprachbuch-Autorin
Jonas Aebi, 1985 , Student Soziologie
Judith Bannwart, 1980, Kindergarten-

Lehrperson, Studentin PHZ
Peter Barmet, 1980, MSc ETH Umwelt-Natw.,

Wissenschaftl . Mitarbeiter ETH
Carla Gross, 1988, Schülerin KSR
Daniel Egli, 1988, Student
Timo Krebs, 1987, Schüler KSR
Roger Thrier, 1967, Haustechniker
Micha Vollmeier, 1984, Kaufm . Angestellter,

Student MSE Reussbühl
Arnold Wyrsch, 1952, Hochschuldozent

fü r d i e B ü rg e rre ch tskom m i ssi on :

Ursula Hildebrand, 1965 , Theaterschaffende
Judith Huber, 1964, Künstlerin
Marie-Theres Kappeler, 195 7, schulische

Heilpädagogin, Primarlehrerin
Rita Pasquale Herger, 195 5 , Homöopathin,

Erwachsenenbildnerin
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Ko m mu n alwah l e n i n Kri e n s

Keine Al therrenl iste

Die Krienser Grünen treten mit 22 Kandi-
dierenden zu den Einwohnerratswahlen an.
Auf ihrer Liste sind sechs j unge Grüne −
damit setzt diese Liste einen schönen und
wichtigen Kontrapunkt zu den aus dem

Boden spriessenden Altherrenlisten von
FDP und SVP. Dass sich alt Nationalräte
und alt Grossräte in Scha-
ren für die Arbeit im Ein-
wohnerrat interessieren,
ehrt uns Krienser. Es lässt
einen aber etwas an der
Zukunftsfähigkeit unserer
Gemeinde zweifeln . . .
Wie dem auch sei − die
Krienser Grünen setzen

sich zum Ziel, zwei zusätzli-
che Einwohnerratssitze zu
holen . Was nicht vermessen
ist, denn einerseits wird der
Rat um sechs Sitze aufge-
stockt, und andererseits ha-
ben die Grünen die letzten
vier Jahre mit einer starken
Politik ihr Wählerpotenzial
in Kriens weiter ausgebaut. Massgeblich mit-
beteiligt daran ist auch Gemeinderat Cyrill
Wiget. Er hat die Stimme in Kriens für einen
starken Umweltschutz. Und er hat im Bereich

Jugendarbeit und Kinderbetreuung bereits in
seinen ersten vier Jahren als Gemeinderat ei-
niges erreicht.

Ma ssl ose s Wa ch stu m

Viele Leute in Kriens ärgern sich über das
masslose Wachstum ihrer Gemeinde und
über eine Politik, die sowohl innerhalb des
Siedlungsgebietes wie auch an seinen Rän-
dern Grünflächen opfert und selbst in den
Naherholungsgebieten Sonnenberg und Kri-

enseregg Praktiken duldet,
die den Schutzinteressen die-
ser Gebiete widersprechen .
Wir setzen uns auch in den
nächsten Jahren dafür ein,
dass auf dem Sonnenberg in
der Grünzone keine weiteren
Bauten entstehen und dass
der Krienser Hochwald sorg-
fältig gepflegt wird. Zurzeit
sammeln wir Unterschriften
gegen weitere Parkplätze bei
der Talstation der Pilatus-Bah-
nen . Notabene als einzige
Partei − obwohl diese Park-
plätze seit vielen Jahren ein
Thema sind und schon in
grösseren Koalitionen abge-

lehnt wurden . Tj a, wenn es die Grünen nicht
gäbe . . .

Unsere Kandidatenbroschüre finden Sie als
PDF unter www.kriens .gruene-luzern . ch.

Michael Töngi, Grüne Kriens und Co-Präsident Grüne Luzern
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Ko m mu n alwah l e n i n H o rw

Zweitstärkste Kraft bl eiben
Michael Albisser, L2O, Horw

Am 20. April 2008 finden auch in Horw
die Gesamterneuerungswahlen statt. Die
L2O steigt mit elf Kandidierenden für den
Einwohnerrat sowie dem bisherigen Sozial-
vorsteher Oskar Mathis ins Rennen. Wir ha-
ben uns zum Ziel gesetzt, den bisherigen
Sitz im Gemeinderat zu sichern und wie-
derum als zweitstärkste politische Kraft aus
den Wahlen hervorzugehen.
In den vergangenen Jahren hat die L2O ge-
zeigt, dass sie den Erwartungen und An-
sprüchen einer breiten Bevölkerung gerecht
wird. Neben den bürgerlichen Volksparteien
ist unsere Partei eine notwendige Alternative,
die für eine umwelt- und familienfreundliche
Sachpolitik steht. Die L2O setzt sich für die
Lebensqualität der gesamten Bevölkerung
ein .
Bei unserem Wahlauftritt stehen inhaltliche
Schwerpunkte im Vordergrund. Zu den wich-
tigsten Horwer Themen haben wir Kernaussa-
gen formuliert, die nun auf grossen farbigen
Plakatwänden auf dem Gemeindegebiet zu le-
sen sind (siehe www. L2O . ch) . Ein Kopfkomi-

tee soll die L2O bei den Wahlen unterstützen;
geplant ist ein Plakat, auf dem Sympathisan-
tInnen mit ihrem Porträtfoto für die L2O wer-
ben .

Wir danken allen Wählerinnen und Wäh-
lern für ihre Unterstützung.

I n H orw ka n d i d i e ren fü r d i e L 2 O
fü r d en Ge m e i n d era t:

Oskar Mathis-Blum 52, bisher, Sozialvor-
steher

fü r d en E i n woh n erra t:

Miriam Scammacca Albisser, 3 6, bisher,
dipl . Sozialarbeiterin, Teilzeitpensum
Kind Jugend Familie/Stadt Luzern

Rita Wyss (bisher) , 4 7, Lehrerin
Beatrice Heeb-Wagner, 44, bisher, Kaufm .

Fachbearbeiterin/Familienfrau
Konrad Durrer, 48, bisher, Dipl. Ing. ETH
Heiri Schwegler-Bächler, 4 7, bisher, Infor-

matiker
Jörg Stalder, 42, bisher, dipl . Architekt HTL,

selbstständig
Claudia Meier, 3 6, dipl . Geografin/Mittel-

schullehrerin
Emina Muminovic, 20, Studentin
Franz Leipold, 52, Lehrer, kandidiert auf der

L2O-Liste als unabhängiger Kandidat
Hanspeter Lehner, 52, Sekundarlehrer, Er-

wachsenenbildner
Markus Binder-Peier, 42, Theologiestudent

1 . Reihe v. l. n. r. : Rita Wyss, Bea trice Heeb-
Wagner, Oskar Ma this-Blu m
2. Reihe: Franz Leipold, Jörg Sta lder-Kronenberg
3. Reihe: Hanspeter Lehner, Konrad Du rrer
4. Reihe: Claudia Meier, Emina Mu minovic
5. Reihe: Heiri Schwegler-Bäch ler, Miriam
Scammacca Albisser

Oeko-Hotel
Gruebisbalm/Rigi
Unser ökologisches Hotel liegt idyl-

lisch gelegen an der autofreien Rigi- Süd-
seite. Das Hotel ist baubiologisch renoviert,

und wir nutzen die Sonne für Strom und Warmwasser.
In unserer Küche kochen wir frische und natürliche vegeta-
rische und nicht vegetarische biologische Vollwert- Speisen.
Bei uns können Sie angenehme Ferientage verbringen,
Kurse und Tagungen durchführen oder auch Feste feiern.
Als familienfreundliches Hotel übernachten bei uns Kinder
bis 1 4 gratis im Zimmer der Eltern.
Im Sommer ist die Rigi ein herrliches Wandergebiet, und
im Winter ist das Skigebiet mit den Rigi-Bahnen bequem
erreichbar.
Hotel Gruebisbalm/Rigi, Familie Schaub
63 5 4 Vitznau, Tel. 04 1 - 3 9 7 1 6 8 1 , Fax 0 4 1 - 3 9 7 2 1 70
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Für die Einbürgerungskommission ( 14 Sitze),
die im Proporzwahlverfahren gewählt wird,
haben wir mit unseren drei Kandidatinnen
und vier Kandidaten eine ausgewogene Aus-
wahl . Zudem sind wir für die Wahl der Ein-
bürgerungskommission mit der SP eine Lis-
tenverbindung eingegangen .

I n S u rsee ka n d i d i e ren a u f g rü n e n L i ste n
fü r d e n S ta d tra t:

Andreas Hofer, 42, Sozialpädagoge, Berufsfi-
scher und Kantonsrat

fü r d i e S ch u l p fl e g e :

Cornelia Zimmermann Wagner, 39, Künst-
lerin, Familienfrau und Mutter

fü r d i e E i n b ü rg e ru n g skom m i ssi on :

Tobias Bolfing, 23 , Student
Denise Klein, 3 1, Spielgruppenleiterin, Fami-

lienfrau und Mutter
Franziska Illi, 26, Fachlehrperson
Samuel Odermatt, 22, auszubildender Mau-

rer (Zweitausbildung)
Leodegar Ottiger, 52, Betriebsleiter
Barbara Schmid-Illi, 32, Aktivierungs-

therapeutin
Matthias Steiner, 3 1, Pflegefachmann HF,

Student

Ko m mu n alwah l e n i n S u r s e e

E ine echte Wahl ermögl ichen

Die Ausgangslage liess vermuten, dass
auch diesmal die CVP alle wichtigen Ämter
sowie die Mehrheit im Surseer Stadtrat für
sich beanspruchen würde .
Die CVP war im Stadtrat bis anhin mit vier

Personen vertreten, die SP mit einer Stadt-
rätin . Da die CVP auf ein Stadtratsmandat
(Ressort Bau, Sicherheit und Umwelt) frei-
willig verzichtete und die FDP für dieses
Ressort einen Kandidaten aufstellte, zeich-
nete sich eine Wahl ohne Auswahl ab . Dies
war für uns Grüne Ansporn, den Stimm-
berechtigten mit einer eigenen Kandidatur
eine Auswahl zu ermöglichen und so öko-
logische Anliegen direkt in die Exekutive
einbringen zu können .

Auch für die Schulpflege konnte mit Cornelia
Zimmermann Wagner eine kompetente Kan-
didatin nominiert werden, die nun um einen
der insgesamt drei Sitze kämpfen wird.

Andreas Hofer, Co-Präsident Grüne Region Sursee
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Ali R. Çelik, Mitglied kantonaler Vorstand, Luzern

Ab s ti m mu n g vo m 1 . Ju n i 2 0 0 8

Das Rad der Zeit zurückdrehen

dieses Organs über die Erteilung des Gemein-
debürgerrechts ist endgültig. » Nach Annahme
der Initiative gäbe es für Einbürgerungswillige
keine Rekursmöglichkeiten mehr gegen Un-
gleichbehandlung und willkürliche Entschei-
de .

N u r n e g a ti ve Au swi rku n g en

Mit ihrer Einbürgerung erhalten Menschen
mit Migrationshintergrund die Möglich-
keit, in der Schweiz politisch zu partizipie-
ren . Das Gefühl der Zugehörigkeit moti-
viert Menschen dazu, Verantwortung zu
übernehmen − die Einbürgerung ist also
einer der wichtigsten Schritte zur Integra-
tion . Eine Annahme der SVP-Initiative
würde sich auf die Integration von Einbürge-
rungskandidatInnen negativ auswirken, denn
in der Verfahrenspraxis würde es keine Garan-
tie gegen Willkür, Ungleichbehandlung und
Diskriminierung mehr geben .
Wir im Kanton Luzern Lebenden wissen von
der Willkür und Ungleichbehandlung, wie sie
bei Einbürgerungsentscheiden z. B . in den
Gemeinden Emmen, Beromünster und Littau
vorgekommen sind. Es muss verhindert wer-
den, dass die SVP-Initiative am 1 . Juni 20 0 8
eine Mehrheit findet.

N ei n - Kom i tee b ra u ch t I h re U n te rstü tzu n g

Wir Grünen übernehmen die Federführung
im Luzerner Nein-Komitee gegen die SVP-Ein-
bürgerungsinitiative . (Möglicherweise wird es
im Kanton Luzern ein linkes und ein bürgerli-
ches Nein-Komitee geben . ) Wer daran interes-
siert ist, im Komitee mitzuarbeiten oder uns
finanziell zu unterstützen, melde sich bitte
auf dem Sekretariat (Telefon 04 1 3 60 79 6 6,
lu@gruene . ch) . Wir freuen uns über j ede Un-
terstützung.

Die Integration von MigrantInnen gelingt
nur, wenn Bund, Kantone und Gemeinden
einander ergänzende Massnahmen treffen.
Seitens der SVP und ihrer Verbündeten
wird aber seit Jahren j ede Bemühung be-
kämpft, die MigrantInnen besser zu inte-
grieren. Stattdessen instrumentalisiert die
SVP Migrations- und Integrationsfragen
permanent für ihre Zwecke und propagiert
Diskriminierung und Repression. Aktuelles
Beispiel ist die Einbürgerungsinitiative, die
am 1 . Juni 2008 zur Abstimmung kommt.
Mit ihrer Einbürgerungsinitiative reagiert die
SVP auf verschiedene Gerichtsentscheide be-
züglich negativer Einbürgerungsentscheide .
Ausschlaggebend war der Bundesgerichtsent-
scheid vom 9 . Juli 2003 ; damals stufte das
Bundesgericht Einbürgerungsentscheide in
der Gemeinde Emmen als diskriminierend
ein und erklärte Urnenabstimmungen über
Einbürgerungen für verfassungswidrig. Für

das Bundesgericht ist «ein Einbürgerungsent-
scheid nicht rein politischer Natur, sondern
auch ein Akt der Rechtsanwendung» . Das
heisst, dass ein Beschwerderecht und folglich
die Begründung eines Entscheides möglich
sein müssen . Ein Urnenentscheid kann j e-
doch nicht begründet werden .
Nun will die SVP das Rad der Zeit zurück-
drehen und mit ihrer Initiative die Bundes-
verfassung wie folgt ergänzen : «Die Stimm-
berechtigten j eder Gemeinde legen in der
Gemeindeordnung fest, welches Organ das
Gemeindebürgerrecht erteilt. Der Entscheid

Ech te Schafe, ob weiss oder schwarz, können gu t
zusammen leben.
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Alain Greter, Kantonsrat Grüne, Luzern

Im Oktober 2006 haben wir Grünen die
kantonale Volksinitiative «Weg vom Öl −
hin zu erneuerbaren Energien» eingereicht.
Die Initiative verlangt, dass der Kanton
Luzern den Anteil der erneuerbaren Ener-

gien am Gesamtverbrauch bis 2030 ver-
doppelt. Wie haben Regierung und Kan-
tonsrat auf die Initiative reagiert?
Die Regierung hat im November 200 7 Stel-
lung bezogen : Die allgemeine Anregung
der Initiative sei zu eng formuliert, der Kan-
ton könne das Ziel nämlich nur dann errei-
chen, wenn parallel zum Kanton auch der
Bund entsprechende Massnahmen treffen
würde . Deshalb stellte die Regierung dem
Parlament den Antrag, die Initiative abzu-

lehnen . Weil sie aber das Ziel generell unter-
stützt, hat sie einen Gegenvorschlag unter-
breitet. Die Verdoppelung soll in Koordina-
tion mit und in Abhängigkeit von den
Massnahmen des Bundes erreicht werden .

E n e rg i e kon zep t e n th ä l t D eta i l s

Zur Umsetzung des Ziels erlässt die Regierung
ein Energiekonzept. Dieses Konzept um-
schreibt unter anderem die einzelnen Mass-
nahmen, die zeitliche Planung und die Kos-
ten für den Kanton . Es stützt sich auf den
Planungsbericht über die Energiepolitik, in
dem vier energiepolitische Eckpfeiler gesetzt
wurden :

– energetische Verbesserung der Gebäude
– erweiterte Nutzung von Holzenergie zur

Wärme- und Stromerzeugung
– Förderung von Biogas ebenfalls zur Wär-

me-, Strom- und Gaserzeugung
– und schliesslich Information, Beratung,

Aus- und Weiterbildung.
Für die Begrenzung des Energieverbrauchs in
Gebäuden sind vor allem die Kantone zustän-
dig. Aus diesem Grund will sich der Kanton
Luzern auf diesen Bereich konzentrieren .
Dazu gehören das Förderprogramm Gebäude-
energie und die Einführung des Minergie-
Standards bei Neubauten .

E rste L e su n g i m Ka n ton sra t

In der Januarsession fand die erste Beratung
im Kantonsrat statt. Unsere Fraktion vertrat
die Ansicht, dass die Ergänzung «in Koordina-
tion mit und in Abhängigkeit von den Mass-
nahmen des Bundes» unnötig sei . Zum einen
gelte übergeordnetes Recht immer, es müsse
demnach nicht explizit erwähnt werden .
Zum anderen habe der Kanton genügend
Spielraum, um die Verdoppelung in Eigenre-
gie zu erreichen .
Der Antrag von SP und Grünen, die Initiative
anzunehmen, wurde j edoch von der bürger-
lichen Mehrheit abgelehnt. CVP und FDP
sprachen sich j edoch für den Gegenvorschlag
der Regierung aus, die SVP-Fraktion hingegen
konnte sich weder für die Initiative noch für
den Gegenvorschlag erwärmen und lehnte
beide Vorlagen ab .

Rü ckzu g d e r I n i ti a ti ve?

Am 3 . März erfolgte die bei Gesetzesänderun-
gen nötige zweite Beratung. Dabei hat sich
nichts verändert. Die Initiative wurde abge-
lehnt, der Gegenvorschlag klar angenommen .
Nun liegt der Ball beim Initiativkomitee : Es
muss entscheiden, ob es die Initiative auf-
recht erhält oder sie zugunsten des Gegen-
vorschlags zurückzieht. Wird die Initiative
zurückgezogen, unterliegt der Gegenentwurf
dem fakultativen Referendum . Wenn nie-
mand das Referendum ergreift, tritt die Ände-
rung des Energiegesetzes am 1 . Januar 2009
in Kraft. Hält das Komitee an der Initiative
fest, kommen Initiative und Gegenvorschlag
vermutlich im Herbst zur Abstimmung.

E n e rgi e - I n i ti ative u n d G e ge nvo r s ch l ag

Bal l l iegt beim I nitiativkomitee
Alain Greter, Kantonsrat Grüne, Luzern
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wachung verabschiedet; Anfang März hat der
Kantonsrat Luzern in der ersten Lesung eine
Änderung des Polizeigesetzes gutgeheissen,
den so genannten Wegweisungsartikel .

Kom m erzi a l i si erte S ta d t

Die offiziellen Ziele der Luzerner Stadtent-
wicklung sind die Schaffung exklusiven
Wohnraums, um gute SteuerzahlerInnen
anzulocken, und die Wahrung einer touri-
stisch-traditionellen Atmosphäre . Die Frage
sei erlaubt, wo zwischen protzigem Luxus
und kleinbürgerlicher Idylle der Platz für
Menschen bleibt, die auf günstigen Wohn-
raum angewiesen sind und denen eine
komplett kommerzialisierte und sterile
Stadt zuwider ist. Eine klare Antwort auf diese
Frage hat die Stadt Luzern mit der Verhaftung
von 245 kulturinteressierten Menschen be-
reits am 1 . Dezember 200 7 im Vögeligärtli ge-
geben . Zu dieser Politik passen dann auch Vi-
deoüberwachung und Wegweisung. Dass
diese Mittel keine Probleme lösen, ist da Ne-
bensache . Der grossen Bruder wirds schon
richten .

Sicherheit ist das allgegenwärtige Thema
der heutigen Zeit. In Sicherheitsfragen wird
dem Staat blind vertraut. Auch lokal trägt
dieses Vertrauen Früchte : Kameraüberwa-
chung und Wegweisung als Lösung gegen
Littering und Jugendliche, die als Sicher-
heitsproblem gesehen werden.
Ein Ausflug in die Schweiz der Achtzigerj ahre :
Über zehn Prozent der SchweizerInnen galten
als mutmasslich staatsfeindlich; sie wurden
von Polizei und Bundesbehörden überwacht
und fichiert. Betroffen waren viele linke Poli-
tikerInnen, GewerkschafterInnen und deren
persönliches Umfeld. Die systematischen Be-
spitzelungen flogen auf und lösten eine lan-
desweite Debatte aus . Die parlamentarische
Untersuchungskommission, die daraufhin
eingesetzt wurde, stiess 1 9 89 zusätzlich auf
Beweise für eine Geheimarmee . Sie war von
der Schweizer Armee ohne Wissen des Parla-
ments gegründet worden, hatte illegal Waf-
fendepots angelegt und Personen für den be-
waffneten Kampf ausgebildet.

Nach diesen Vorkommnissen war das Ver-
trauen vieler BürgerInnen in den Staat er-
schüttert. Es bildete sich ein breiter gesell-
schaftlicher Konsens gegen exzessive staat-
liche Eingriffe in die Privatsphäre, und man
glaubte sich künftig besser geschützt vor un-
kontrollierter präventiver Überwachung.

Zwa n zi g J a h re n a ch d em F i ch e n ska n d a l

Zwanzig Jahre danach ist von diesem gesell-
schaftlichen Konsens nichts mehr übrig
geblieben . Spätestens seit dem 1 1 . September
200 1 wird auch bei uns die Politik der perma-
nenten Angst erfolgreich betrieben . Geset-
zesänderungen werden unkritisch und unre-
flektiert abgesegnet, und in der Schweiz läuft
die staatliche Datensammlung wieder auf
Hochtouren . Es ist unmöglich nachzuvollzie-
hen, wo einmal gesammelte Daten überall
landen .
Der Staatsschutz, allen voran der Dienst für
Analyse und Prävention, wird voraussichtlich
einen Freipass für neue Schnüffelorgien erhal-
ten (vgl . die geplante Revision «Bundesgesetz
über Massnahmen zur Wahrung der inneren
Sicherheit») . Ende Januar hat der Luzerner
Grosse Stadtrat ein Reglement zur Videoüber-

Zu We gwe i s u n g u n d Vi d e o üb e rwa chu n g

Gl aube an den grossen Bruder
André Grossen, Mitglied Referendum gegen Videoüberwachung, Luzern

Mit a llen Mitteln soll der öffen tliche Rau m eingeschränkt werden.

Un terschreiben auch Sie das städtische
Referendu m gegen die Videoü berwachu ng!
Mehr Informa tionen u n ter
www. keinekameras. ch.
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Heinz Bäbler, RundBrief-Redaktion, Luzern

Mit dem Slogan «HarmoS ist nicht harm-
los» hat ein der SVP nahe stehendes Refe-
rendumskomitee innerhalb kurzer Zeit
über 14'000 Unterschriften gesammelt.
Somit müssen die Luzerner Stimmberech-
tigten noch in diesem Jahr zum HarmoS-

Konkordat Stellung nehmen (wahr-
scheinlich im September) .
Bei der Unterschriftensammlung stellte das
Referendumskomitee die geplante frühere
Einschulung (nach dem vollendeten
4 . Lebensj ahr) in den Mittelpunkt seiner
Argumentation . Die Komiteemitglieder fin-
den die geplante Reform auch zu teuer. Die
Frage stellt sich, ob HarmoS eine Chance
für unsere Kinder oder tatsächlich «nicht
harmlos» ist.

E i n fü h ru n g d e r B a si sstu fe?

Claudia Meier, Kindergärtnerin und Co-Präs-
dientin des Komitees, formuliert die Beden-
ken wie folgt: «Mit vier Jahren würden die
Kinder j a nicht in den Kindergarten eintreten,
sondern in die Basisstufe . Diese würde via
HarmoS einfach eingeführt − obwohl die Re-
gierung versprochen hat, das Pilotproj ekt aus-
zuwerten, bevor weitere Entscheide fallen . »
Dem ist entgegenzuhalten, dass im Konkordat
lediglich Folgendes festgehalten ist: «Die Pri-
marstufe inkl. Vorschule oder Eingangsstufe
dauert acht Jahre . » Diese Formulierung lässt
Raum für verschiedene kantonale Modelle
(von der Beibehaltung der Struktur Kindergar-
ten-Primarstufe bis hin zu einem bestimmten
Modell der Eingangsstufe, d.h . Basisstufe) . Mit
anderen Worten : Auch wenn der Kanton Lu-
zern der HarmoS-Vereinbarung beitritt, kann
über die flächendeckende Einführung der Ba-
sisstufe frei entschieden werden (entweder
entscheidet der Kantonsrat oder − bei einem
Referendum − die Stimmberechtigten) .

Grössere r D ru ck a u f d i e Ki n d e r?

Viele Eltern und Lehrpersonen haben Fragen
und Befürchtungen im Zusammenhang mit
der geplanten früheren Einschulung. Leiden
die Kinder nicht vermehrt unter Stress, weil
sie dem Druck nicht standzuhalten vermö-
gen? Mischt sich der Staat nicht zu früh in Er-
ziehungsfragen ein? Viele Forschungsresul-
tate zeigen, dass Kinder im Alter von vier Jah-
ren eine grosse Lernbereitschaft zeigen . Auf
diese könnten nicht alle Eltern gleich gut rea-
gieren . Von einer früheren Einschulung profi-
tieren die Kinder, und zwar unabhängig von
ihrer sozialen und kulturellen Herkunft.
Doch dafür müssen zwei Bedingungen erfüllt
sein : Die Vorschule muss sich als Bildungsin-
stitution mit einem Bildungsanspruch verste-
hen und muss über sehr gut ausgebildete
Lehrpersonen verfügen .

Wa s n otwe n d i g i st

In Zukunft soll also nicht mehr das Verhältnis
zwischen Kindergarten und Primarstufe, son-
dern die Gestaltung der Bildungszeit der vier-
bis achtj ährigen Kinder in der Schweiz im
Zentrum der Diskussionen stehen . Es gilt,
alters- und entwicklungsspezifische Unter-
richtsformen zu entwickeln, die zu einer kon-
tinuierlichen Förderung der verschiedenen
Lernprozesse bei den Kindern führen .
Die Vorverlegung des Schuleintrittalters ist
nur vertretbar, wenn die aktuellen Spiel-,
Lehr- und Lernformen weiterentwickelt wer-
den, wenn das vorhandene Raumangebot
eine multifunktionale Nutzung ermöglicht
(zeitgleiche Beschäftigung mit unterschiedli-
chen Angeboten sollte möglich sein) und
wenn die Lehrpersonen entsprechend weiter-
gebildet werden . HarmoS könnte eine
Chance sein − wenn die notwendigen Mittel
zur Verfügung stehen .
Das Konkordat tritt in Kraft, wenn rechtzeitig
zehn Kantone beitreten (2009) . Es wird zur-
zeit damit gerechnet, dass das Quorum schon
im Sommer 200 8 erreicht wird. Sollte ein ein-
zelner Kanton nicht beitreten, hat der Bund
die Kompetenz, verbindliche Regelungen zu
erlassen .

Re fe re n du m ge ge n d a s H a rm o S - Ko n ko rd at

Bil dung für die Kl einsten
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Natalie Kamber, Sekretariat Grüne, Luzern

Nach sieben Jahren ist Lilian Bachmann
als Amtsrichterin zurückgetreten. Zu ihrer
Nachfolgerin wählte der Kantonsrat am
4 . März 2008 Sabine Studer.

Sie war von der grünen Fraktion nominiert
worden, nachdem sie von einer sehr gut be-
suchten Mitgliederversammlung zur Nomi-
nation empfohlen worden war. Wir gratulie-
ren der neuen Richterin herzlich zur Wahl !
An der Versammlung vom 25 . Februar wurde
auch das neue Wahlreglement für Richter-
personen diskutiert. Einhelligkeit bestand
darin, dass künftig ein Fachausschuss mit
den BewerberInnen sprechen und alle
wichtigen Abklärungen treffen soll . Ob
danach allerdings eine Mitgliederversamm-
lung eine Empfehlung an die Fraktion
formuliert oder die Fraktion allein ent-
scheidet, ist noch nicht klar. Wir werden
diese Frage voraussichtlich an der diesj ähri-
gen GV klären .
Ein Interview mit Sabine Studer finden Sie im
RundBrief 5/20 0 7, Seite 1 1 , oder im Internet
(www.gruene-luzern . ch/docs/rb0 70 5 ) .

Sabine Studer, die neue R ich terin der Grü nen am
Am tsgerich t Luzern-Stadt.



sich bereit, die Behandlungsfrist der Initiative
zu verlängern .

Ge g e n vorsch l a g l i e g t vor

Nun schlägt der Stadtrat einen weiteren Aus-
bau der familienergänzenden Kinderbetreu-
ung vor. Für Kinder im Vorschulalter sind
hundert zusätzliche Plätze vorgesehen; die
Zahl der Betreuungsstunden bei Tageseltern
soll erhöht werden . Die Betreuungsplätze für
Kinder und Jugendliche im Schulalter werden
ebenfalls ausgebaut. In Littau wird es ab 20 10
in den Primarschulen Dorf und Fluhmühle j e
einen Hort geben . Der ganze Ausbau soll über
drei Millionen Franken kosten . Die Forderun-
gen der Initiative sollen durch eine Änderung
des Reglements (Vorschulalter) bzw. durch
ein neues Reglement (Schulalter) aufgenom-
men werden . Der Stadtrat sieht diese Mass-
nahmen als Gegenvorschlag zur Initiative
und empfiehlt diese deshalb zur Ablehnung.

I n i ti a ti ve zu rü ckzi e h e n?

Für uns stellt sich damit die Frage nach dem
weiteren Vorgehen . Die im Initiativkomitee
vertretenen Grünen haben Anfang März über
einen Rückzug der Initiative diskutiert. In der
Diskussion wurde festgehalten, dass der
Stadtrat die Forderungen der Initiative weitge-
hend aufnimmt. Wir haben einiges ausgelöst
(siehe oben) ; unsere Anliegen fanden im Par-
lament eine Mehrheit, obschon überall vom
Sparen die Rede war.
Dass die Forderungen der Initiative nun in
zwei Reglementen und nicht in der Gemein-
deordnung enthalten sind, läuft im Ergebnis
auf das Gleiche hinaus und leuchtet formalj u-
ristisch ein . Genau hinschauen müssen wir
aber bei der Umsetzung «bedarfsgerechter»
Angebote . Die Bedarfskriterien sind nämlich
nirgends verbindlich geregelt. Kritische Be-
merkungen gab es auch zu den Betreuungs-
gutscheinen und zum Ende der integrierten
Tagesschule im Grenzhof. Diese beiden The-
men haben j edoch auf die Frage des Rückzugs
der Initiative keinen Einfluss .
Das Initiativkomitee hat aufgrund der Diskus-
sion entschieden : Falls das Stadtparlament
den stadträtlichen Ausbauplänen zustimmt
und es zu keinem Referendum kommt, wird
das Volksbegehren zurückgezogen .

Im Frühling 2006 entschloss sich der
städtische Vorstand, die Initiative für eine
kinder- und elternfreundliche Stadt zu star-
ten. Am 5 . Juli 2006 wurde das Begehren
mit 1 '400 Unterschriften eingereicht. Nun
präsentiert der Stadtrat einen Gegenvor-

schlag, der unsere Anliegen aufnimmt.
Die Initiative sieht einen neuen Artikel in
der Gemeindeordnung vor. Sie verlangt,
dass die Stadt die Kombination von Fami-
lien- und Erwerbsarbeit für Väter und
Mütter fördert. Dazu gewährleistet die Stadt
ein auf die Nachfrage abgestimmtes und
gutes Angebot an Betreuungsplätzen für
Kinder und Jugendliche bis zum Ende der
obligatorischen Schulzeit. Als die Unter-
schriftensammlung begann, fehlten 1 75

Betreuungsplätze . Die Unterschriften sam-
melten sich leicht, das Anliegen stiess auf ein
gutes Echo .
Die Initiative hat offenbar Schwung in die
Betreuungsfrage gebracht. Inzwischen hat die
Stadt mit der Einführung der Blockzeiten die
Mittagstische und die Nachmittagsbetreuung
ausgebaut. Das Parlament nahm zustimmend
von einem ersten Bericht und Antrag
Kenntnis . Die städtischen Leitsätze enthalten
nun die Förderung der Vereinbarkeit von
Familie und Beruf, und 20 0 7 wurden neue
Kindertagesstätten geschaffen . Auf Januar
200 8 kündigte der Stadtrat einen weiteren
Bericht und Antrag an . Die Grünen erklärten

S tä d ti s ch e I n i ti ative u n d G e ge nvo r s ch l ag

Betreuungsinitiative zeigt Wirkung
Hans-Peter Hug, Mitglied städtischer Vorstand, Luzern
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Franz und Maya
Hel fe nst ei n Probst

Ober hasli, 6 03 2 E mme n
041 26 0 21 7 1

www. e mmer- bi ohof. c h

Herzli c h will ko mme n i n uns ere m Hofl a de n!

Öffnungs zei t e n
Mo 1 6 00−1 8 00 Uhr
Mi 1 0 00−1 2 00 Uhr

Fr 1 4 00−1 8 00 Uhr fris c hes Brot/ Zopf
Sa 1 0 00−1 2 00 Uhr

Gönne n Si e si c h ei ne n Rundgang i n uns ere m
Pfl anze nl abyri nt h!
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M i ttag s ti s ch fü r ab gewi e s e n e Asylb ewe rb e rI n n e n

Köchin oder Koch gesucht

Die Schweiz ist noch unwirtlicher gewor-
den für AsylbewerberInnen. Seit dem
1 . Januar gilt das verschärfte Asylgesetz, das
abgewiesenen AsylbewerberInnen nur noch
zehn Franken pro Tag in Lebensmittelgut-
scheinen zugesteht, und die bekommen sie
nur nach einem wahren Spiessroutenlauf
von der Polizei über das Amt für Migration
zum Sozialamt. Die Notschlafstelle ist tags-
über geschlossen, und so stehen sie auf der
Strasse, mit ein paar Lebensmittelgutschei-
nen in der Tasche − im reichsten Land der
Welt.

Das Luzerner Asylnetz will dieser unwürdigen
Situation nicht tatenlos zusehen und bietet
abgewiesenen AsylbewerberInnen im Treff-
punkt «Stutzegg» an der Baselstrasse 75 ein
einfaches warmes Mittagessen und die Mög-
lichkeit für Kontakte mit Schicksalsgenossen,
den Köchen und den Besucherinnen . Der
Mittagstisch wird nächstens eröffnet und ist
offen von 1 1 bis 14 Uhr. Wir beginnen mit
zwei Mittagstischen pro Woche (voraussicht-
lich Montag und Freitag) . Ist er ein wirkliches
Bedürfnis ist, werden wir an weiteren Tagen
eine Mittagsmahlzeit anbieten .

Besondere Kochkenntnisse braucht es nicht, wichtiger ist die Motivation, sich mit Offenheit
auf die Gäste einzulassen.

Bitte melden Sie sich bei info@asylnetz. ch oder mit dem untenstehenden Talon an :
Luzerner Asylnetz, Landschaustrasse 2 7, 6006 Luzern .
Wir werden Sie kontaktieren und Sie an den von Ihnen gewünschten Tagen auf die Liste setzen .
Telefonische Auskünfte gibt gerne Alma Noser (Tel . 04 1 420 1 1 75 ) .

Ich bin bereit, im Treffpunkt Stutzegg, Baselstrasse 75, Luzern, gelegentlich oder regelmässig
Kochdienst zu machen .

( ) einmal wöchentlich ( ) j ede 2. Woche (bitte Tage vermerken, die Ihnen nicht passen)

Name

Adresse

Telefonnummer

E-Mail (wichtig ! )

Anmeldung an Luzerner Asylnetz
Mail : info@asylnetz. ch oder: Luzerner Asylnetz, Landschaustrasse 2 7, 6006 Luzern

Wer ist bereit, als freiwillige Köchin oder als freiwilliger Koch in der Stutzegg am Herd zu
stehen − einmal wöchentlich oder einmal alle zwei oder drei Wochen?



R u n d B r i e f An fa n g Mä r z 2 0 0 8
1 4

In
te

rn
Ve ra n s tal tu n g s h i nwe i s

Suffizienz− Wandel statt Wachstum
Natalie Kamber, Sekretariat Grüne, Luzern

Es braucht Suffizienz, d. h . das rechte Mass im
Verbrauch von Ressourcen .
Im Frühlingspalaver vom 26 . Mai 0 8 spricht
Ilona Geissbühler zum Thema «Suffizienz −
Wandel statt Wachstum» ( 1 8 . 00 Uhr im Senti-
treff Luzern) . Wir freuen uns auf viele Diskus-
sionsteilnehmerInnen .

Die meisten PolitikerInnen begrüssen das
Wachsen der Wirtschaft. Wirtschaftswachs-
tum scheint immer noch die Voraussetzung
dafür zu sein, dass «es uns gut geht» . Dabei
belastet der durchschnittliche Schweizer mit
seiner Lebensweise die Erde um ein Vielfa-

ches stärker, als dies verträglich wäre .

Wa s i st zu tu n?

Die gegenwärtige Politik
beschränkt sich darauf,
die (Öko-) Effizienz zu
fördern . Das genügt
nicht. Es braucht zu-
sätzlich eine Verände-
rung der geltenden
Definition von Wohl-

stand, die stark an ein
Übermass von materiel-
len Gütern gebunden ist.

Aussch rei bu ng

Unser Kassier Philipp Federer tritt nach über neun Jahren von seinem Amt zurück. Deshalb
suchen wir auf Anfang 2009 oder nach Vereinbarung

eine Kassieri n oder einen Kassier

Sie/er überwacht die Finanzen der Grünen Luzern, zahlt Rechnungen, stellt die Liquidität
sicher, sucht DarlehensgeberInnen, erstellt das Budget für die Wahlen usw. Das Amt bedeutet
einen zeitlichen Aufwand von rund sechs Stunden pro Monat.
Wer sich mit Zahlen auskennt und an diesem Amt interessiert ist, melde sich bitte bis Ende
April beim Sekretariat der Grünen Luzern (Tel. 04 1 3 60 79 6 6, lu@gruene . ch) .
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Die Grünliberalen schreiben : «Unser poli-
tisches Credo : Wir werden einen anderen
Umgang und Stil pflegen . Wir werden uns
rechts der SP ansiedeln . Wir wollen ein neues
Verständnis für Eigenverantwortung und In-
novation prägen . Es geht uns um Nachhaltig-
keit in der Ökologie, der Wirtschaft und in
den Dienstleistungen . » Das Ja der Grünlibera-
len zur Unternehmenssteuerreform war ab-
sehbar. Ihr Nein zur Initiative «gegen Kampf-
j etlärm in Tourismusgebieten» war hingegen
überraschend. Ihre Argumentation lautete,
die Kampfj ets würden sonst im Ausland flie-
gen . Einen Hinweis, dass weniger Fliegen
ökologischer ist, ob im In- oder im Ausland,
suchte man vergebens in ihrer Pressemittei-
lung. Das wahre Gesicht der Grünliberalen
ist wenig ökologisch − und dies sogar beim
Thema Militär. Anbiederung an die Bürgerli-
chen? Oder Selbstverwirklichung mit einem
Nischenparteiprogramm?

Der Streit um die Hochhäuser auf der All-
mend sorgte für komische Blüten : Viktor
Rüegg bezeichnete die Hochhäuser in seinem
Flugblatt als Irrenhäuser, von anderer Seite
hörte man die Betitelung Puffhäuser. Hoch-
hüsliweid-Bewohnerin Kipfer (SP) wohnt
zwar an einer Strasse mit einem höchst sinni-
gen Namen, bekämpfte aber dennoch die
Hochhäuser auf der Allmend. Am SP-Stand
weibelte sie mit dem Argument, fünf Stock-
werke seien bereits an ein Puff vermietet wor-
den . Dabei existieren noch gar keine Mietver-
träge . . .

G
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Da enervierte sich Yves Holenweger über das,
was der grüne Grossstadtrat Federer zur inter-
nationalen Rohstoffhandelsfirma Trafigura
gesagt habe, u . a. Kasinokapitalismus, das
töne wie in der DDR. Tj a, dass in der DDR
der Begriff schon verwendet wurde, ist eher
unwahrscheinlich. Im «Echo der Zeit» fiel der
Begriff vor kurzem im Zusammenhang mit
der UBS : Wenn die Banken immer mehr Ren-
dite erzielen wollen und dabei immer risiko-
reichere Geschäfte eingehen, so sei dies un-
verantwortlicher Kasinokapitalismus . Zurück
zur Trafigura. Diese Holdinggesellschaft ent-
sorgte ihre Giftladung auf − für die Bevölke-
rung − riskante Weise . Was als billige Entsor-
gung in einem Drittweltland gedacht war,
hatte für die Betroffenen tragische Folgen und
endete für die Trafigura mit einer happigen
Schadenszahlung − ein kapitalistisches Risiko-
spiel der übelsten Sorte, Kasinokapitalismus
eben, auch wenn es Herrn Holenweger nicht
gefällt.

I m p ressu m
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